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Renate Schmidt exklusiv:

I iebe Leserin, 
Liebe Leser!

ger: Wer anschaf- 
fen will, muß 
auch bezahlen! Es 
darf nicht länger 
sein, daß in Bonn 
und München ein 
Gesetz ums an- 
dere beschlossen 
wird, das den 
Gemeinden finan- 
ziclle Lasten auf- 
erlegt, ohne daß 
sie auch die nöti- 
gen Mittel erhal- 
ten. Beispiel: 
Arbeitslosengeld 
und Arbeitslosen- 
hilfe. Die CSU 
und ihr Vorsitzen- 
der Finanzminster 
Waigel, wollen 
durch den Abbau 
sozialer Le’stun- 
gen nicht nur die 
gesellschaftliche 
Spaltung vertie- 
fen, sondern trei- 
ben auch die 
Kommunen in 
zunehmende Ver-

schuldung und damit in die Not, ihren 
eigentlichen Aufgaben nicht mehr

nachkommen zu können. Die baveri- 
sehen Wähler und Wählerinnen 
haben es am 25. September in der 
Hand, den staatspolitisch und demo- 
kratisch nötigen Wechsel in Bayern 
herbeizuführen. Damit wählen Sie 
nicht nur eine bessere Politik für 
Bayern und die Stärkung der 
Rückkehr sozialer und demokratischer

Staatsschulden nicht 
auf Kommunen und 
Gemeinden abwälzen
Politik in der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern sorgen nicht zu- 
letzt dafür, daß auch in unserem Land 
Staatsschulden nicht länger auf die 
Städte und Gemeinden abgewälzt wer- 
den.

Über den Einsatz der Mittel zur 
Wirtschaftsförderung soll nicht in 
München, sondern vor Ort entschie- 
den werden. Dort siedeln die vorran- 
gigen Interessen und ist gebündelter 
Sachverstand versammelt. Um 1hn zu 
nutzen, werden wir regionale "rende 
Tische" einrichten, an denen Arbeit-
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Mit dieser Ausgabe zur Wahl des 
Bayerischen Landtags am 25. Septem- 
ber 1994 b’ttet die Haiminger SPD 
nicht nur um Aufmerksamkeit für 
unsere wichtigsten landstsppiitischen 
Ziele, sondern weist auch darauf hin, 
was sozialdemokratische Politik in 
Bayern für Haiming bedeutet.

Eine - nicht sehr feine, aber auch 
nicht einfach von der Hand zu wei 
sende - Redensart besagt: Wer zahlt, 
schal ft an. Für mich gilt nicht weni-

Wir gedenken

Herrn Johann Schmidthuber
Mitglied des SPD-Ortsvereins Haiming und mehr als 67 
Jahre Mitglied der SPD

Haiming, im September 1994 SPD Ortsverein Haiming



Liebe Leserinnen,
Liebe Leser
nicht nur Kommunalpolitik, auch 
die "große" Politik nimmt Einfluß 
auf unser Leben. Deshalb haben 
wir uns entschlossen, vor den 
Wahlen die Bundes- und Landes- 

politik in dieser Ausgabe in den 
Vordergrund zu stellen.
Aber schon im nächsten "Roten 
Saurüssel" spielt Haiming wieder 
die Hauptrolle.
An dieser Stelle möchten wir Sie 
schon jetzt bitten, schreiben Sie 
oder rufen Sie uns an. Anregungen 
oder Kritiken zu diesem Blatt oder 
zur Gemeindepolitik sind will- 
kommen.
Die Haiminger SPD wünscht beim 
Lesen viel Spaß und denken Sie 
daran, die SPD ist ein Kreuz wert.

Evelyn Sommer

SPD setzt auf neue 
Energiepolitik
Statt Atompolitik: Förderung erneuerba- 
rer Energien

Niederaichbach ein kleines Dorf in 
der Nähe von Landshut. Hier spielt 
sich seit etwa sieben Jahren etwas 
ganz Einmaliges ab: Erstmals wird ein 
ausgedientes Kernkraftwerk abge- 
wrackt, ein wegen der radioaktiv ver- 
strahlten Bauteile besonders schwieri- 
ges und vor allem auch kosten- 
trächtiges Unternehmen. Die Rech- 
nung von einigen hundert Millionen 
erhöht sich allerdings noch betracht- 
lieh um die Baukosten in Milliarden- 
höhe, da das Kraftwerk nur wenige 
Tage Strom produzierte, offcnsicht- 
lieh also eine Fehlkonstruktion war.

Sündteure Atomruinen
Wer das alles bezahlt, werden Sie 

fragen. Ganz einfach: Sie selbst als 
Steuerzahler, da der Staatshaushalt 
daran mit riesigen Summen beteiligt 
ist. Und Niederaichbach ist nicht das 
einzige milliardenschwere Atomgrab. 
Die Liste läßt sich durchaus fortset- 
zen: Schneller Brüter in Kalkar, Hoch- 
temperaturreaktor Hamm, WAA usw. 
Aber nicht nur in diese gescheiterten 
Experimente flössen Milliarden von 
Steuergeldem, auch bei allen laufen- 
den Atomkraftwerken ist der Staat an 
den Kosten beteiligt.

Offene Rechnung für Atom- 
müll
Und dann behaupten die Verfechter 
des Atomstroms, in vorderster Linie 
die CSU und bayerische Staatsregie- 
rung, immer noch, es handle sich 
dabei um die sauberste und billigste 
Energieform. Dies ist auch deshalb 
falsch, weil in der jetzigen Rechnung 
die Kosten für die Entsorgung abge- 
brannter Uranbrcnnstäbe wie auch für 
den Abriß der Kernkraftwerke nicht 
enthalten sind. Dafür sind weitere 
Milliarden erforderlich. Und zudem 
weiß man bis heute nicht, wo dieser 
hochgelahrliche, strahlende Atommüll 
endgelagert werden soll.

Angesichts solcher Kosten und Pro- 
bleme ist es Zeit, die staatliche Förde- 
rung auf umweltfreundliche, emeuer- 
bare Energien zu richten? Aber hier 
zeigen sich CDU/CSU, FDP und 
bayerische Staatsregierung bislang 
überaus zögerlich und zugeknöpft.

SPD: Weniger Schadstoffe 
bei der Energieerzeugung

Während die CSU weiter den Aus- 
bau der Atomenergie verfolgt, will die 
SPD in Bayern die Wende in der 
Energiepolitik: Sic setzt dabei fol- 
gende Schwerpunkte: 
Energiesparen, z.B. durch ver- 
stärkte staatliche Förderung der 
Wärmedämmung.
Blockheizkraftwerke, die durch 
Kraft-Wärme-Kopplung die einge- 
setzte Primärenergie (z..B. Erdgas) 
doppelt so gut nutzen wie Groß- 
kraftwerkc.
Regenerative Energien - Bei- 
spielsweise soll die Einführung von 
Solarenergieanlagen vom Freistaat 
massiv gefördert werden.

Geringerer Energieaufwand beim 
Heizen und beim Warmwasser und 
Einsatz erneuerbarer Energien - nur 
damit läßt sich der Schadstoffausstoß 
bei der Energieerzeugung und damit 
die Umweltbelastung verringern. 
Atomstrom ist mit seiner Jahrtausende 
strahlenden Hinterlassenschaft keine 
Alternative!
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"An ihrer Sozialpolitik 
werdet Ihr sie erkennen"
Kirchen unterstützen voll die Position der 
SPD

Bayern 20 Milliarden Mark und bun- 
desweit 130 Milliarden Mark Schaden 
verursachten. (SZ vom 26.6.93). Dazu 
der Bayer. Oberste Rechnungshof: 
Betriebsführung und Kontrollfunktion 
können nicht annähernd erfüllt wer- 
den. Wir wollen nicht die Reichen

Ständig liest man, ach die Parteien 
sind eh' alle gleich - so ein Schmarrn! 
So wie die Parteien mit den Men- 
sehen umgehen, kann der Unterschied 
nicht größer sein! Die Bibel abgewan- 
dclt könnte man also sagen: an ihrer 
Sozialpolitik werdet ihr sic erkennen, 
wie ernst sie es nehmen mit der 
Christlichkeit, der Menschlichkeit 
und der Gerechtigkeit, z.B. bei dem 
was einem der Staat aus dem Geld- 
beutel nimmt.
Es ist schon interessant, wenn die 
evangelische und katholische Kirche 
gemeinsam ein Papier ausgearbeitet 
haben (pikanterweise sollte es erst 
nach der Bundestagswahl bekannt 
werden!), das zum Arger der söge- 
nannten christlichen Parteien die jet- 
zige Sozialpolitik massiv kritisiert 
und in wesentlichen Passagen wärt- 
lieh von der SPD stammen könnte.

Wir wollen Arbeit finanzie- 
ren statt Arbeitslosigkeit.
116.000.000 Mark kostet es allein die 
Arbeitslosigkeit zu verwalten
Die SPD will den Firmen, die 
Arbcitspätze schaffen steuerliche 
Anreize bieten. 50.000 neue zukunfls- 
trächtige Arbeitsplätze hat Renate 
Schmidt in Bayern versprochen, 
durch Konzentration der Mittel auf 
Encrgietechnologie, den Mittelstand 
sowie Forschung und Entwicklung.-

Wir wollen 250 DM pro Monat 
für jedes Kind und nicht mehr Kinder- 
geld für die Kinder der Wohlhaben- 
den. Wenn bei der jetzt gültigen 
Regelung ein Einkommen von z.B. 
50.000 DM zu versteuern ist, ist ein

Der SPD-Landtagskandidat
Liste 2, Platz 229

Helmut Wagner
DGB-Rechtssekretär
Arbeits- und Sozialrecht

" damit's gerechter zugeht bei uns in 
Bayern ״

Kinderfreibetrag von 5.000 DM 1206 
DM wert. Bei 200.000 DM dagegen 
2364 DM, also exakt 96 Prozent 
mehr.

Wir wollen nicht, wie Finanz- 
minister Waigel, die Langzeitarbeits- 
losen zu Sozialhilfcemplanger ab- 
stempeln, die jahrzehntelang Arbeits- 
losenversicherung gezahlt haben. 
Waigel treibt damit unter anderem 
auch die Kommunen in den Ruin.

Wir wollen gegen die Wirtschafts- 
steuerkriminellen und Subventionsbe- 
trüger vorgehen, die 1992 allein in 

Der SPD-Bezirkstagskandidat
Liste 2, Platz 217

Michael Schoßböck
Verwaltungsangestellter in der Ruperti- 
Werkstätte
Juso-Kreisvorsitzender

״ Mehr Demokratie in Bayern ״

und Superreichen mit zusätzlichen 
Steuergeschenken verwöhnen wie die 
FDP.
Wir wollen Solidarität!
Wir wollen nicht ,daß der normale 
Lohnsteuerzahler wie bisher die allei- 
nige Last der deutschen Einheit tragen 
muß. Wir wollen nicht, daß die 
Löcher im Staatssäckl nur mit dem 
Geld der finanziell Schwachen 
gestopft wird.

Kommentar der deutschen Bischöfe: 
"Die soziale Symmetrie (muß) beachtet 
werden, denn auch die starken Schul- 
tem müssen die Lasten mittragen."

SPD-Verkehrspolitik für den Landkreis
Notwendige verkehrspolnische Ziele für die Menschen und Industrie des 
Landkreises.
- Zweigleisiger Ausbau der Bahnlinie Mühldorf-München
- Ausreichende Föderung des öffentlichen Nahverkehrs und Vemetz.ung der 

Linien
- Bau der Autobahn A94

Die CSU regiert in Bayern seit fast 40 Jahren und in Bonn seit 13 Jahren. 
Und Regierungen und die sie tragenden Mehrheiten in den Parlamenten 
bestimmen die Politik. Die CSU hat es nicht fertiggebracht, den notwendigen 
Bau der A 94 zu bewerkstelligen.

Der Verteilt! ngskampf hat 
erst begonnen!
Die Wirtschaftskrise der vergangenen 
zwei Jahre und die Angst vordem Ver- 
lust des Arbeitsplatzes wurden und 
werden von CDU/CSII der FDP und 
der Wirtschaft brutal benutzt, um eine 
Dcsozialisicrung unserer Gesellschaft 
voranzulreiben, soll heißen, die eh" 
schon Reichen werden immer schäm- 
loser auf Kosten der Übrigen be- 
günstigt, der Lohn gekürzt, die Kauf- 
kraft geschmälert, die Arbeitszeit ver- 
längert und die Menschen diszipliniert.



Fortsetzung von Seite 1
geber und Arbeitnehmer, Verbände. 
Wissenschaft und kommunale Stellen 
gemeinsam beschließen, was für Ihre 
Region am besten ist.

Unsere Wirtschaftspolitik wird nicht 
in erster Linie den industriellen 
Unternehmens- und Anteilseignern 
weitere Vorteile verschaffen, sondern 
den Beschäftigten in den Unter- 
nehmen, den Selbstständigen, Hand- 
werkem, kleinen und mittelstän- 
dischen Betrieben Fortschritte 
bringen.
Ohne Menschen mit der richtigen 
Bildung und Ausbildung müssen alle 
Bemühungen um die ökologische Mo- 
demisierung der Wirtschaft scheitern. 
Wir werden deshalb die Lehrpläne 
entrümpeln, das bayerische Schul- 
system demokratisieren und pädago-

Lehrpläne entrümpeln, 
Klassen klein halten

gisch unvertretbar große Klassen ver- 
kleinem, berufliche und schulische 
Bildung und Ausbildung enger ver- 
zahnen und Fachhochschulen und 
Hochschulen den Bedürfnissen der 
Stuiliwcndcn anpassen. In allen Aus- 
bildungs- und Bildungsgängen sollen 
der Erwerb und das Einüben von 
Schlüsselqualifikationen - Kreativität, 
soziales Verantwortungsbewußtsein 
und -bereitschaft, Teamfähigkeit, 
Lernfähigkeit - Vorrang vor bloßer 
Wissensanhäufung erhalten.

Tiefflugge- 
biete über 
Bayern
Von der CSU befür- 
wortete Nachttiefflug- 
Korridore über Bayern

Diese Karte wurde in der 
Hamburger Zeitung "Die 
Woche" veröffentlicht. Ge- 
ptarrt μγκΙ Nashttiefflügv in 
den eingezeichneten Korri- 
doren von Kampfflugzeugen 
in Höhe von 300 m ab 
1. Januar 1995.

Versehentlich sind diese 
Pläne vor der bayerischen 
Landtagswahl bekannt ge- 
worden.

Wir wollen einen Staat in einer 
Umwelt, in der unsere Kinder und 
wir auch morgen sicher und gesund 
leben können. Das Mittel dazu heißt 
ökologische Marktwirtschaft und 
flächendeckender Natur- und Land- 
schaftsschutz; sie leisten zweierlei:

Natürliche Lebens- 
grundlagen bewahren, 
Arbeitsplätze schaffen
- Bewahrung der natürlichen Lebens- 
grundlagen

- Schaffung neuer, zukunftsträchtiger 
Arbeitsplätze auf dem Wachstums- 
markt der Umwelttechnologien

Ökologische Marktwirtschaft ver- 
langt nach einer ökologischen 
Steuerreform. Das heißt:
- Steuerliche Entlastung menschlicher 

Arbeit
- Steuerliche Belastung umweltschä- 
digenden Energie- und Material- 
Verbrauchs
- Anreize zur Entwicklung und 
Markteinführung umweltschonender 
Produkte und Produktionsverfahren

Lieber Leser, liebe Leserin! 
Diese Zeitung haben Mitglieder des 
SPD-Ortsverein Haimings in ihrer 
Freizeit und aus persönlichem Antrieb 
für Sie gemacht. Sie wenden dafür 
Zeit, Mühe und nicht zuletzt ihr 
eigenes Geld auf, weil sie überzeugt 
sind, daß unser Gemeinwesen diesen 
Einsatz wert ist und ihn braucht. 
Dieses Motiv stand am Anfang sozial- 
demokratischer Politik vor weit über 
einem Jahrhundert - es gilt auch heute 
noch unverändert.

Die Glosse
Sie haben es vielleicht noch nicht 

gewußt, aber intensive Beobachtun- 
gen des politischen Geschehens be- 
weisen es eindeutig. In Wirklichkeit 
wird die Politik im Freistaat nicht 
von der staatstragenden Mehrheits- 
partei bestimmt, sondern von der 
Opposition. Zumindest immer dann, 
wenn etwas nicht so ganz hinhaut 
und der Unmut in der Be־.־.־·" ~
laut wird.

Nun könnte man ja daher gehen 
und denken, das sind Träume der 
Opposition oder gar Sozi-Spinne- 
reien. Schön wär's. Man braucht 
sich nur mal Forderungen dieser 
Partei anzusehen: Mehr Einsatz, für 
die Bauern! Mehr Sicherheit und 
Ordnung! Und leise Stimmen aus 
einer kleinen Damenriege: Mehr 
Kinderbetreuung! Toll kann man da 
nur sagen. Aber an wen richten sich 
diese Forderungen? Diese große 
Partei kann es nicht sein. Seit 40 
Jahren allein an der Macht könnte 
sie ja wenn sie denn wollte. Aber, 
nein. Diese Forderungen richten 
sich an die Opposition. Denn die 
verhindert all diese schönen Sachen.

Ein anderes eklatantes Beispiel aus 
unserer Region. Die A 94. Also es 
gibt einen positiven Bundestagsbe- 
Schluß, die Landtagsmehrheit hat 
sich dafür ausgesprochen, aber wird 
die Autobahn nun gebaut? Nein! Es 
gibt noch nicht mal eine Trasse. Da 
scheint es in der Staatskanzlei eine 
ganz ungewöhnliche Haltung zum 
Minderheitenschutz zu geben. Oder 
warum bauen sie nicht? Sonst ist die 
CSU nicht so zimperlich beim 
Umsetzen ihrer Interessen gewesen. 
Was also soll all das Lamentieren. 
Da schleicht sich der Verdacht ein - 
die wollen gar nicht bauen ־ aber 
zugeben wollen sie es auch nicht.

Vertrauen Sie dem Bewußtsein so- 
zialer Verantwortung, aus dem heraus 
Sozialdemokraten und Sozialdemo- 
kratinnen politisch tätig werden 
verm:ucn Sic iiuen Kandidaten 
Helmut Wagner für den Landtag und 
Michael Schoßböck für den Bezirks- 
tag und geben Sie ihnen Ihre Stimme. 
Damit geben Sie Ihre Stimme überall 
in Bayern auch mir.

Ihre


